
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Karlsruher Zeitung. 1784-1933
1927

243 (19.10.1927) Badische Kultur und Geschichte



Oadiscbe IRultur und Geschichte
Beilage zur Karlsruher Leitung . Badischer Staatsanzeiger tir . 243 is . Oktober 1027

»

Der Begründer
des BadiscKen Staates

Von Professor Or. Hermann Reinfried , Karlsruhe

Jede Zeit hat ihre besondere Geschichtschreibung . Die
Wünsche und Ideen einer Zeitströmung sind so mächtig,
datz die Darstellung der geschiclstlichen Vergangenheit ,
die Wir als objektive Wahrheit scljanen »vollen, sich ihnen
nicht zu entziehen vermag . Alle Völker werfen ihre
Blicke in die Geschichte, wenn auch der Ertrag für die
praktische Staatsentwicklung nie allzu groß ist . Die Ge-
schichte könnte und sollte die Lehrmeister !» der Men -

schen sein , ist es aber in Wirklichkeit nicht . heutigen
Zeitalter der Demokratie spricht man von einer legen¬
dären Geschichtschreibung vor dem Krieg und versteht
darunter die Umfälschung der historischen Wahrheit zu¬
gunsten der monarchischen Staatsdoktri » u »d deren Re¬
präsentanten . . Der .Hoheuzolleinlegende steht eine Zäh -
ringer - nnd Wittelsbacher-Legeude gegenüber , und demo-
kratische Geschichtsschreiber haben es sich zur Aufgabe
gemacht , diese Legenden als solü»e zu entlarven und eine
Korrektur zum Nutzen der reinen geschichtlichen Wahr¬
heit vorzlinehmen. Schwer wird cs dabei feitt , den
Parteigeist zu Hanse zu lassen >md der Justitia mit der
Binde zu gleichen. Der Demokratisinus unserer Zeit
stößt in der gesamten Welt zur Offensive vor , beherrscht
alle Gemüter »nd ist Weltanschauung geivorden. Aber
gerade »vegen dieses deinokratiscklen Ers>ansionsdranges
hat sich die Geschichtsliteratur der Gegeiinxnt ihrer Mit¬
tel und Wege zu besinnen und zu überlegen , ob man
nicht selber von der Gefahr bedroht ist , in den vom hö¬
fischen Geschichtschreiber der monarchisckien Ära began¬
genen Fehler zu verfallen . Eine spätere Generation
würde mit Vorwürfen nickst sparen und uns mit der
Waffe der „Demokratenlegende" bekämpfen.

Die Geschichte hat die Wahrheit zu erforschen ! Darin
stimmen alle maßgebenden Faktoren überein ! lind doch
gehen in der Wirklichkeit die Ergebnisse der historischen
Wissenschaft klaffend auseinander . Der Historiker Franz
Schnabel hat ein Buch über : „Sigismund von Reizen-
stein, den Begründer des Badischen Staates *" geschrie¬
ben , das uns interessante Einblicke in den Werdegang
unseres engeren Vaterlandes , in seine territoriale Ent¬
wicklung und seine politischen Kräfte , in der Zeit der
fwnwsischen Revolution und der „apoleonischen Epoche
tun Wßt . Es ist ein dankenswertes Beginnen , die bis¬
her unveröffentlichten Akten unserer Archive zu verar -
beiten nnd dem badischen Volke seine Heimat im Lichte
der Vergangenheit vor Augen zu führen , liber die ba¬
dische Politik in den Zeiten des Freiherr « von Rcitzen-
strin werde ich in diesen Blättern noch besondere Ans -
führnNgen geben . , Hier soll vornehmlich ans die auf¬
fallende Tatsache hingewiesen werden, das; die Persön¬
lichkeit des zweifellos bedeutenden Reitzenstein in der
bisherigen badischen Geschichtschreibung fast keine Er¬
wähnung fand . Der ehemalige Archivdirektor v . Weech
widmete dem Staatsmann !? lote jedem andern überdurch¬
schnittlichen Badener sowohl in der „Deutschen Bio¬
graphie" (Band 30) als in den „ Badischen Biographien "

Inen kleineren Artikel, während ihn das von Rebmann ,
Pothein und von Jagemann herausgegebene statt¬
liche Buch „Das Großherzogtum Baden " , über¬
haupt mit Stillschweigen übergeht . Jetzt erscheint
das Schnabelsche Buch , in dem Rritzcnstrin sogar der Be¬
gründer des badischen Staates genannt ivird . Es ban¬
delt sich also offenbar um eine Ausgrabung , die erst die
Revolution von 1918 möglich machen konnte -

, denn die
Erscheinung des Werkes wäre , das kann offen gesagt
werden, in der Vorkriegszeit völlig undenkbar gewesen .
Der Verfasser geht mit den ersten badischen Großher -
zöge» Karl Friedrich, Karl nnd Lndivig, deren politisck>e
Fähigkeiten nach dem Buche in geringem Kurse stehen,
nicht sehr glimpflich um. So schreibt er von Karl
Friedrich im Zusammenhänge des Vertragsabschlusses
mit dem französischen Direktorium , das gewillt ivar , auf
Reitzensteins Vorschläge hin der badischen Markgrafschaft
viel größeren Gebietszuwachs zuzugestehen: „Mit einer
fast najven Freude am Wachstum hätte der Markgraf
Entsäiäöigungen ersonnen, und dies hatte ihm den Weg
nach Paris erleichtert. Aber er wollte dafür nichts wa¬
gen und weder die Ruhe der Seele noch den feste» Kreis¬
lauf seiner gewohnten Tagesarbeit darangeben . So
begann er zu warten und ratifizierte nicht .

" (S . 40 .)
Auf dem Wiener Kongreß ventilierte der König von
Württemberg den phantastischen Gedanken der Rückge¬
winnung von Elsaß-Lothringen , ivovon Schnabel mit
Rücksicht auf die naive Gutgläubigkeit des Großherzogs
Karl in wenig schineichellxifter Form sagt : „Man gau¬
kelte dem schwachsinnigen Großherzog das Bild einer
elsässifchen .Königskrone vor .

" (S . 161 . ) Und wenn der
spätere Großherzog Ludwig (S . 14 ~

>> mit dein Prädikat
„eines sittenlosen Junggesellen " bedacht ivird, unter des¬
sen „schlimmem Einfluß " sein junger Neffe Karl stehe,
so iväre ein solcher Geschichtschreiber im Zeitalter der
Monarchie zur Verantwortung gezogen worden . , Die
demokratische und republikanische Verfassung lwt die

.öreiheit der wissenschaftlichen Forschung und der Mei -

* Verlag I . Hörning , Heidelberg 1927.

nungsänßerung gebracht in einem Umfange, der andrer¬
seits iviedcr die Vertreter der Geschichtswissenschaft nnd
der Politik zur Setbstübexwachung und zur vornehmen
Zurückhaltung verpflichtet, Tugenden , die zur Wahrung
der nationalen und menschlichen Würde geübt werden
müssen , ohne dabei die historische Wirrüchteit in ein
Zerrbild mnzuwandeln . Reitzenstein scheint nach den
Schnabelschen Untersuchungen ein politischer Kopf von
seltener Begabung geivesen zu sein , ein Mann , der an
allen Brennpunkten staatlichenGeschehens in Baden stand,
sei es als Gesandter in Paris , sei es als Kabinetts¬
minister oder als unverantivortl . Ratgeber hinter den
Vorhängen der Öffentlichkeit . Und doch scheint die Frage
nicht ganz müßig , ob die Hervorhebung der Verdienste
Reitzensteins zum Titel eines Begründers des modernen
badischen Staates voll berechtigt . Es soll keinesfalls
verkannt werden, daß der Sprößling aus einem frän¬
kischen Soldatengeschlechte den rücksichtslosen Herrscher¬
willen seines Stammes mitbraiAe , daß er in badischen
Diensten sich bald zur entscheidenden Macht im Staate
erhob und mit der unfehlbaren Sicherheit eines nüchter-
nen und wirklichkeitsnahen Realpolitikers alle Situa¬
tionen meisterte. Aber neben ihm wirkten noch andere
Kräfte und Energien , deren Träger in ruhiger Abwä-
gung der Dinge deni geschichtlich Gewordenen Rechnung
trugen und damit gegenüber dein politischen Vernunft -
meckianismus weiter kamen . Der staatspolitischen Weis¬
heit letzter Schluß war für Reitzenstein das französisch -
napoleonische Verwaltungssystem, das die Rheinbund¬
staaten als Vasallen des großen Korsen übernahmen ,
wie überhaupt die Politik des Anschlusses an das revo¬
lutionäre Frankreich den vielfach auch damals schon im
deutschen Volke vorhandenen nationalen Stimmungen
nicht entsprach und den traurigen Ruhm für sich ein¬
heimste , die Rettung eines kleinen deutschen Territorial¬
staates init dein Preise der Auslieferung der „Schlüssel
Deutschlands" in feindliche Hände bezahlt zu haben.
Der Haß gegen die Franzosen nahm in Deutschland
solche Form an , daß nach der Katastrophe von Leipzig
der badische Staatsrat den Anschluß an die Verbündeten
einstimmig beschloß, selbst auf die Gefahr eines Rück¬
schlags und einer erneuten französischen Invasion hin.
In der denkwürdigen Entschließung, für deren Inhalt
sich auch der kaltblütige und rechnerische Reitzenstein
nachdrücklichst einsetzte, heißt es : „Durch eine Erklärung
äuf die alliierte Seite aber erhalte man sich vorerst jetzt
bei der Landesregierung : für die Zukunft behalte man
Aussicht , im Falle der Herstellung einer deutschen Selb¬
ständigkeit sich darin eine anständigä Existenz zu sichern ,
und im entgegengesetzten unglücklichen Falle rette man
sich wenigstens immer für Borwürfen des Landes , das
dem deutschen Rationalgeist sich überlassend, bei Ergrei¬
fung der entgegengesetzten Parthie schon jetzt schwer sin
Gehorsam zu halten sehn würde." Beim Freiherrn von
Reitzenstein lagen, ivenn er diesen politischen Stellungs¬
wechsel mitmachte nnd empfahl, keine patriotischen Rück¬
sichten zugrunde . Seine Aufgabe bestand in allen La¬
gen darin , jede Gefahr, die dem Besitzstand des badischen
Landes drohte, gegen jedermann abzuwehren. Stärkung
der Dynastie und Vermehrung des Territoriums sind
die einzigeil Elemente einer derartigen auf rationa¬
listischem Denken aufgebauten Staatskunst , der keine
ethiscklen » nd nationalen Tendenzen Schwung und Kraft
gaben. Aus diesem Grunde war eine Umstellung immer
leicht möglich : es hemmten keine vaterländischen Oiefühle
und doktrinäre Thesen . Nur die Rettung der Sou¬
veränität und die Erhaltung des Staatsgebietes ivarsn
nötig , um das Programm jeweils zu verivirklichen. Ob
das Land , dem Reitzenstein solcherlveise diente, Frankreich
oder Deutschland war , ob es am Kongo oder in China
lag , bedeutete für seine staatliche Betrachtungslveise we¬
nig . Als Anhänger des aufgeklärten Absolutismus
wäre er niemals zur Befünvortung einer badischen Ver¬
fassung zu bewegen gelvese » , wenn der Bestand des
Staates auf dem Wiener Kongreß nicht bedroht worden
iväre. Haben Politiker und Beamte wie Winter und
Nebenius de » Berfassungsgrdanken aus politisch -libera -
lem Gestaltungswillen herausgegriffen, nnd um die
staatliche Gesetzgebung und die Finanzverlvaltung ans
die breite Grundlage einer verantwortlichen Volksver¬
tretung aufzurichten, so wurde Reitzenstein dabei von
Erwägungen geleitet, die sich auf Rettring und Vertei¬
digung des Territoriums und der Dynastie erstreckten
und nichts mit der liberalen Idee der Heranziehung
der Untertanen zur Teilnahme an der Staatsverwal¬
tung zu tun hatten . Württemberg begann in jener
Zeit lvieder nach den Schwarzlvaldpässen zu schielen ,
Bayern hatte den Verlust der Pfalz mit Heidelberg und
Mannheim noch nicht verschmerzt und Österreich holte
seine Hoffnung auf dm Breisgau wieder hervor . Zwi¬
schen Bayern und -Österreich bestand seit 1814 ein Ver¬
trag , nach dem die Pfalz beim Aussterben der älteren
Zähringer Linie wieder an die Wittelsbacher zurückfallen
sollte, obwohl ein schon von Karl Friedrich erlassenes
Hausgesetz die Erbfolge der Grafen von Hochberg gere¬
gelt hatte . Es half Österreich und Bayern lvenig, die
Rerhtsgültigkeit jener Sukzessionsakte anzufechten; denn
am 4 . Oktober 1817 Unterzeichnete der Großherzog ein
neues Gesetz, das die Nachfolge der Grafen von Höchberg
und die Unteilbarkeit des badischen Staates ausdrücklich

verfügte und verfassungsmäßigen Schutz erhielt. Neben
den dynastiscklen Gesichtspunkten, die Reitzenstein für die
Verfassungsbestrebungen gewann, standen noch gewich¬
tige finanzpolitisck-e Interessen , die eine grundlegende
Reform dringend forderten . Die Steuerlasten des Lan¬
des waren ins ungeheuere gestiegen , und ohne Volks¬
vertretung , die Einblick in den Finanzbedarf des Staa¬
tes erhielt und die ' Steuergelder betmlligte , war ein
Durchkommen zur Unmöglichkeit geworden . Nebenius
hatten den Verfassungsentwurf längst fertiggestellt, ohne
daß der greise Großherzog de» Entschluß zur Unter¬
schrift fassen konnte, obwohl der Gedanke der Konsti¬
tution in Europa nichts Fremdes mehr lvar. Der frei¬
heitlich gesinnte Zar Alexander hatte in diesein Punkte
den Polen lveites Entgegenkommn gezeigt , und so be-
quemte sich der kranke badische Monarch schließlich zur
Unterzeichnung der badischen Verfassung am 22. August
1818 nn Kurort Griesbach im Schwarzwald drei Mo¬
nate vor seinem Tode.

Badische Lxulanten
In Nr . 88 von Badische Kultur und Geschichte berichtete

Fritz Walter Henrich über Badische Emigrantenindustrir . ES
ist vielleicht nicht uninteressant auch einmal über Badnrr i«
der Fremde und zwar in Gebieten zu hören, aus denen eine
solche Einwanderung m . W . noch wenig bekannt ist . Daß
Nachkommen von Badnern wie von Pfälzern und Schwa¬
ben, in Südrußlaird , Siebenbürgen und dem Banat anzn -
treffen sind, wenn auch dort ihre Zahl wett hinter jenett zu¬
rückstand, ist nichts Neues . Daß mit dem Erwachen bi9
magiarischen Nationalgefühls sich eine Einwanderung nach
den fruchtbaren Gefilden des Banat mehr und mehr er¬
schwerte, ist auch nicht befremdlich . Überrascht war ich , bei
einem Aufenthalt in St . Peter an der Nordsee (zn Eiderstedt
gehörig ) auch auf Spuren badischer Exulanten zu treffen .
In der Hauptsache scheinen sie zu Beginn des 39jährigen
Krieges eingewandert zu sein , meist vertriebene Prediger
mit ihren Familien , wie sie sich auch aus Böhmen und der
Pfalz dort angesiedelt hatten . Es ist mir nicht bekannt,
ob von ihnen manche dort ihr Predigtamt weiter ansübten ;
es ist aber ein Anderes mit Sicherheit anzunehmen , daß sie
und ihre Nachkommen ebenfalls, wie die ansässigen Bewohner
Eiderstedts , in hartem Kampf dem Meer« neues Land ab¬
rangen . Volk ohne Raum / das sich Fuß um Fuß Boden
unter seine Füße und eine Heimat darauf erringt .

Wie dem alten Pastor von St . Peter vergangenes Jahr
eine Pfarrfräu aus der Heilbronner Gegend (auf badischer
Seite ) mitteilte , finden sich Familien seines Namens , Sinn ,
auch in ihrer Nachbarschaft. Tatsächlich soll die Familie
Sinn , nach einer Familienüberlieferung , und zwar schon
früher , als zn Beginn des 39jährigen Krieges, auS Schwa-
ben eingewandert sein , wozu ja damals wohl auch dieser an
Württemberg angrenzende badische Landesteil gehörte .

Marie Schloß , Königsseld.

Das Badnerland im Lichtbild
Die Beteiligung an dem vom Badischen Berkehrsvrrband

in der Zeitschrift „Badnerland - Schwarzwald" ausgeschriebe¬
nen photographischen Wettbewerb fand eine sehr starke Betei¬
ligung . Gegen 209 Teilnehmer sandten 3509 Bnver mit den
verschiedensten Motiven aus Landschaft und Volistum Badens
ein . Nach eingehender Begutachtung des Bildmaterials fällte
das PreiSrichterkollegium , dem auch u . a . Ministerialrat Dr.
Hirsch nutz Professor Schmidt von der Technischen Hochschule
Karlsruhe angehörten , folgenden Spruch : Der aüsgesetzte
1 . Preis in Höhe von 300 'Jt)l gelangt nicht zur Perteilung .
Dafür werden 2 erste Preise zu je 200 TU verteilt an : Frau
Irma Münter , Überlingen und Photohaus Karl Seufert ,
Todtmoos . Die 2 zweiten Preise in Höhe von je 100 TM
erhalten : Photograph E . Baumgartner in Freiburg und
Photographisches Atelier Max Herzberg in Heidelberg. Di«
2 dritten Preise in Höhe von je 50 TU fallen an Photohans
Karl Seufert in Todtmoos und Joses Tropf in Radolfzell.
Ferner gelangen 10 vierte Preise in Höhe von je 20 TH und
weitere Preise in Höhe von 10 WH zur Verteilung . De»
Ankauf einer größeren Anzahl von nicht preisgekrönten Auf¬
nahmen behält sich der Badische Berkehrsverband vor .

Das Ekkhart.Jahrbuch 1928
Ekkhart -Jahrbuch 1928 , der Jahresbote für das Badner -

land , das Hermann Eris Buffe , Freiburg i . Br . , im Auftrag
des Landesvereins Badische Heimat c . B . demnächst herans -
bringt , nimmt eine alte Überlieferung dadurch auf , daß c«
eine Reihe außerordentlich köstlicher Badischer Anekdoten nnd
Schnurren bringt von Karl Berner , Hermann Eris Busse .
Franz Michael Fischer, Wilhelm Fladt , Hans Glückstein , Karl
Herbster , Paul Körber , Eduard Rung , Marie M . Schenk .
Herrmann Stenz , die durch ungemein lustige Zeichnungen
der jungen Mannheimer Künstlerin Zenta Zizler illustriert
sind.

Bücheranzeige
Pflanzen der Heimat. Von Professor Dt. O . Schmeil . Eine

Austoahl der verbreitetsten Pflanzen unserer Fluren in Wort
und Bild . (>schmeils naturwissenschaftlicheAtlanten . ) 5 . Ausl.
21 .—26. Tausend . Preis in Leinenband 7 TU . Verlag von
Quelle & Meyer in Leipzig. — Von diesem trefflichen Bilder¬
atlas , dessen erste Auflage für die naturwissenschaftliche Welt
eine freudige Überraschung bedeutete, erscheint hier bereits die
5. Auflage . Unermüdlich war Profeffor Schmeil , der Altmeister
biologischer Darstellung , bemüht. Abbildungen und Text zu
vervollkommnen , obgleich von Anfang an das Werk kaum zu
übertreffen war . Jedem Naturfreund ist hier Gelegenheit ge¬
geben , die verbreitetsten Pflanzen , die uns täglich am © «*•
rand , in Wald und Wiese begegnen , in mustergültigen, , far¬
bigen Abbildungen in natürlicher Größe knncn zu lerue».



Badischer gentralanzeiger für Beamte
Anzeigeblatt für die sozialen und wirtschaftlichen Bedürfnisse der Beamten / Beilage zur Karlsruher Zeitung . Badischer Staatsanzeiger~ Organ verschiedener Beamten -Vereinigungen
Nr . « Erscheint jeden Mittwoch und kann einzeln sür 10 Doldpsenmg für jede Aujgab «, monatlich für so Goldpfennig zuzüglich Porto vom Berlage Karlsruhe i . 95.Karlfriedrichtzrah« 14, bergen wrrben . 19. Ght- ber 19A7

Aus der Begründung derNeicbsbesoldungsvorlage
Durch die Ausführungen des Rcichsfiiianzministers auf dem

Beamtentag zu Magdeburg am 4 . September 1927 ist die
allgemeine Begründung der Besoldungsreform des Reiches
vom Mnifter selbst als Staatsnotwendigkeit in markariten
Sätzen und weithin vernehmbar ausgesprochen worden. Wir
haben darüber bereits in Nr . 41 des Zentralanzeigers vom
12. Oktober das Nötige wiedergegeben und können uns des¬
halb jetzt darauf beschränken , aus der vorliegenden Begrün ,
düng der Gesetzesvorlage auf das zurückzukommen, wa§ im
einzelnen zu den Besoldungsbestandteilen hinsichtlich ihrer
Bemessung, ihrer Eingliederung im Aufbau des Tarifs , auch

: Wegen der vorgenommenen Abweichungen gegenüber dem bis¬
herigen Besoldungsshstem nunmehr gesagt ist . °

I . Grundgehalt
a ) Allgemeines

„Wie bisher , wird das
Grundgehalt

den Hauptbestandteil der Drenstbezüge zu bilden haben . In
ihm kommt die Verteilung der Beamten auf die Besoldungs¬
gruppen zum Ausdruck, in ihm mutz sich auch die Erhöhungder Dienstbezüge auswirken .

"
„Beamte , denen im wesentlichen die gleichen Dienstaufgaben

obliegen, müssen in dieselbe Besoldungsgruppe ausgenom¬men werden, anderseits dürfen nicht Beamte zusammen-
gefatzt werden, die nicht in dieselbe Besoldungsgruppe
passen .

"
„Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf enthält die grotze

Dkehrzahl der Reichsbeamten aufsteigende Gehälter , die in der
Besoldungsordnüng A geregelt sind . Die Zahl der Besol¬
dungsgruppen mit aufsteigenden Gehältern beträgt 12 und
ist damit etwa dieselbe geblieben wie bisher . Die Besol¬
dungsgruppen II bis V und VIII sind in Untergruppen
aufgeteilt . Solche Untergruppen sind da gebildet worden,wo Beamte im Endqehalt oder int Anfangsgehalt oder in
einer Reihe von Dienstaltersstufen sich treffen , aber gleichwohlnicht in jeder Beziehung gleich behandelt werden können.Die Besoldungsordnüng L enthält die höchsten Beamten ,die — wie bisher — mit festen Gehältern bedacht werden
sollen .

Die Soldaten der Wehrmacht sind in der Besoldungsord¬
nung C, die Polizeibeamten beim Reichswasserschutz in der
Besoldungsordnüng D aufgeführt . Di« Besoldungsgruppender Beamten passen für die .Soldaten der Wehrmacht schondeshalb nicht , weil sie die einzelnen Dienstgrade verhäktniS-
mätzig viel kürzere Zeit , inrrehaben, als die Beamten in ihren
Besoldungsgruppen verbleiben.

"
„Die Zusammenfassung zusammengehörender Beamten in

derselben Besoldungsgruppe hat zunächst zwei Folge » : ' eine
Änderung der Aufrückungszeiten NNd die Einführung von
ruhegehaltsfähigen Stellenzulagen .

Bisher betrug die Zeit bis zur Erreichung des Endgehalts
(Aufrückungszeit) in den Gruppen I bis VII 16 Jahre , VIII
Ns IX 14 Jahre , XII 12 Jahre , XIII 8 Jahre / Tatsächlich
verging aber — infolge Verteilung der Dienstlaufbahnen ,
auf mehrere Gruppen — längere Zeit bis zur Erreichungdes schlietzlicheu Endgehalts der Laufbahn . Es ergab sich
z . B . für die Amtsgehiisen (Besoldungsgruppen II und III ),
für die Schaffner (Besoldungsgruppen III und IV ) und für
die Assistenten (Besoldungsgruppen V und VI ) eine Aufrük-
kungszeit von 20 Jahren , für die Obersekretäre (Besoldungs¬
gruppen VII bis IX ) eine solche von 22 Jahren , für die
Regierungsräte (Besoldun^ gruppen X bis XII ) von 20
Jahren . Die Zeit von 20 Jahren soll auch künftig vom Ein.
treten in das Anfangsgehalt >bE zum Aufstieg ins Endgehaltin der Regel erforderlich sein. Wie Beamten mit den niedrig¬
sten Gehältern sollen ihr Endgehalt etwas früher erreichens
deshalb, ist ig den unteren Besoldungsgruppen die Aufrük-
kungszeit gekürzt worden, nämlich in den BesoldungsgruppenA 9 (Kanzleiassistenten usw. ) und A 10 (Handwerker , Mini -
sterialamtsgehilfen usw,) auf 18 Jahre , in den Besoldungs¬
gruppen A 11 (Schaffner , Amtsgehilfen usw . ) und A 12 (Hei¬
zer usw. ) aus 16 Jahre . Auch für Beförderungsgruppen , z . B.
Besoldungsgruppen A 1 (Ministerialräte usw. ) , A 3 b iAmtmän .
ner usw. ) A7 (Sekretäre usw . ) ist kürzere Aufrückungszeit
vorgeseheni dasselbe gilt für die Besoldungsgruppe A Sa
( Assistenten usw.) , da den hier eingereihten Beamten in den
meisten Fälle » eine Beförderung in eine höhere Gruppe in
Aussicht steht .

"
„Die im Jghre 1920 eingeführte Ausrückung von zwei zuzwei Jahren behält, der Entwurf bei . "

b) Höhe der Grundgehälter
Für die Bemessung der Grundgehälter waren nach der Be¬

gründung folgende Gesichtspunkte matzgebend:
„a ) Für die grotze Masse der Beamten des unteren , des

mittleren , wie des höheren Dienstes steht der sozialpolitische
Gesichtspunkt der Erhaltung sicherer Lebensstellung und der
Erreichung des Gefühls der Zufriedenheit im '

Vordergründe ,

Das Gesetz mutz es sich deswegen zur Aufgabe machen , sürdiese grohen Mengen der Beamtenschaft durchweg eine Be¬
soldung vorzusehen, die den notwendigen Lebensunterhaltdeckt, darüber hinaus die Beamten in die Lage versetzt , ihrersozialen Stellung entsprechend an den Errungenschaften derKultur einen angemessenen Anteil zu haben, und sie fernerwieder anreizt , bei sparsamer Lebensführung sich, wenn auch
bescheidene , Mittel für die Erhaltung ihrer Familien zurück¬zulegen. Der Entwurf legt deswegen Wert darauf , geradein den unteren Gruppen der Beamtenschaft die Bezüge nichtunwesentlich zu erhöhen. Es wäre nicht richtig, wenn man
etwg lediglich das Ziel aufstellen wollte , nominal die Frie ?densgehälter wieder zu erreichen. Einmal Widersprüche dem
ja durchaus die Verteuerung der Lebensverhältnisse. Ter Le¬
benshaltungsindex liegt heute auf beinahe 15 v . H . Dabei
ist durchaus zu beachten , datz dieser Lebenshaltungsindex die
Teuerungsverhältnisse doch nur für den grotzen Durchschnittder Massen einigermatzen richtig wiedergibt. In allen den
Gruppest der Bevölkerung, die nach ihrer sozialen Stellungauch Bedürfnisse über das Allernotwendigste hinaus befriedi¬
gen müssen, die auch innerhalb ihrer Arbeitsstätte auf eine
ordentliche bürgerliche Kleidung Wert zu legen haben, denenkulturelle Bedürfnisse und vor allem die Erziehung ihrer Kin¬der am Herzen liegen, in allen diesen Gruppen gibt der Le¬
benshaltungsindex nicht den richtigen Matzstab für die Teue¬
rungsverhältnisse ab . Es wird deswegen notwendig sein ,der Beamtenschaft in dem Umfang, den unsere Finanzlagezulätzt, auch Gehälter zukommen zu lasse » , die sich nicht le¬
diglich nach den Friedensgehältern einstellen. Lazu kommt
noch, datz vor allem für die unteren Gruppen der Beamten¬
schaft die Gehälter auch schon vor dem Kriege völlig unzu¬reichend geworden lvaren. Gerade in diesen Gruppen harteder alte Staat zweifellos sich nicht so fürsorglich gezeigt, als
es erforderlich gewesen wäre . Er konnte das vielleicht eherals Ser heutige vertragen , weil trotz der geringen Bezüge diese
Stellungen infolge des Ansehens der Gesamtbeamtenschaftimmerhin eine gewisse Anziehungskraft ausübten und die
Gesamtgesinnung der Beamtenschaft auch diese schlecht besol¬deten Klassen der Beamten mit umklammert hielt . Aufgabedes heutigen Staates mutz es selbstverständlich sein, hier den
sozialen Gesichtspunkt zu betonen . Was wir brauchen, das
sind Beamte , die nicht nur auf ihre kärgliche Sicherheit be¬
dacht sein müssen, sondern freie und aufrechte Charaktere —
und zwar in allen Sparten des ganzen Bcamtenstandes . Das
ist der Grund , weswegen die unteren Gruppen der Beamten¬
schaft nicht in dem gleichen Verhältnis zu den nächsthöheren
Gruppen bleiben können, das im . Frieden bestand. Es ist
auch geboten, durch die sozialen Zulagen , also die Kinder¬
zulagen , die Bezüge der: Beamten der unteren Gruppen noch
zu verstärken, ohne Rüstsicht darauf , daß sich dann bei kin¬
derreichen Beamten deh unteren Gruppen höhere Gehälter
ergeben, als sie kinderlose oder weniger kinderreiche Beamte
höherer Gruppen beziehen.

b ) Bei den Beamten des gehobenen mittleren Dienstes und
des höheren Dienstes tritt nun zu dem Gesichtspunkt der
Sicherung der Beamtenstellung und der Zufriedenheit in
steigendem Matze der Gesichtspunkt hinzu , ihre Besoldung
auch nach dem Prinzip der Leistung einzurichten . In der
Hand dieser Beamtengruppen befinden sich in weitestem Um .
fang diejenigen Aufgabenkreise des Staates , nach deren rich¬
tiger und zutreffender Erledigung die Leistung des Staates
selbst beurteilt wird . Gerade in diesen Gruppen entscheidet
der Grad der Erfahrung und Einsicht über die Interessen des
Staates selbst . Daher fordert der Staat auch für die An¬
wärter dieser Gruppen eine erhöhte und lang andauernde
Ausbildung und setzt bei ihnen die ständige Weiterarbeit an
der Entfaltung ihres Könnens und ihrer Persönlichkeit vor¬
aus . Hier zeigt sich auch die Gefahr besonders stark, die be¬
steht , wenn die Beamten nicht in der Lage sind, an den kul¬
turellen Errungenschaften unserer Zeit teilzunehmen , die den
aus gleichen Schichtenhervorgegangenen in der Wirtschaft täti¬
gen Persönlichkeiten ofsenstehen. Hier wird es auch erforder¬
lich, die Beamten nicht vom gesellschaftlichen Auschluh an
solche Kreise auszuschlietzen. Nur wer sich selbst in solchen
Kreisen bewegt, die für unsere Wirtschaft von aussch'ag-
gebender Bedeutung sind, und in denen die Fragen des öf-
feiitlichen Lebens ihren starke » Niederschlag finden , wird die.
sen Kreisen einerseits nicht mit Neid und Mißgunst gegen¬
überstehen, anderseits sich aber auch nicht von ihnen blenden
lassen und zur Kritik imstande sein. Nun kann es aber kei¬
nem Zweifel unterliegen , datz diese Beamtengruppen heute
weit schlechter stehen , als sie im Frieden standen. Es soll
ganz davon abgesehen werden, datz gerade diese Beamtengrup .
pen im Frieden besonders stark Nuhnietzer der angesehenen
Stellung des Peamtenstandes toaxem und datz der Staat eS
verstand, sie durch Ehrungen aller Art stark an sich zu fesseln .
Diese Imponderabilien müssen heute zurücktreten,. Aber eine
Betrachtung der rein materiellen Verhältnisse zeigt eine

starke Beiia^ teilignng dieser Kreise. Der Entwurf hält esfür notwendig, aus den ausgeführten ftaatspolitifchen Grün¬den auch hier eine fühlbare Aufbesserung eintreten zu laffen.c ) Wenn die z » d ) vorgetragenen Gesichtspunkte aus
staatspolitischen Gründen bei Aufstellung der Besoldungsord¬
nung haben beachtet werden müssen , so ist eS nur folgerich¬tig, wenn für Beamte in besonders qualifizierten Stellungen
diesen Gesichtspunkten besonders Rechnung getragen wird.Gerade die Beamte » in diesen Stellungen sind ja in stärkstem
Umfang die Träger der für Staat und Volk mahgebendsten
Entscheidungen. Für diese Stellungen bedarf es der Persön¬
lichkeiten , die nicht nur in ihrer Ausbildung und ihrem Kön¬
nen hervorragen , sondern denen auch freier Mick und eine
gewisse Unabhängigkeit sichergestellt ist . Sie sollen in ihren
Entscheidungen oder bei ihren Ratschlägen, die sie den höch¬
sten Organen des Staates zu geben haben, mit ihrer wach¬
senden Verantwortung und mit der bei ihnen naturgemätz
vorhandenen grötzeren Gefährdung ihrer Stellung auch die
Sicherheit in angemesienen Gehältern finden . Nur so wird
es auch möglich sein , bei zunehmend ausblühender Wirtschafl
zu verhindern , Latz hochqualifizierte Persönlichkeiten dem
Staatsdienst entzogen werden. Es sei in diesem Zusammen¬
hänge noch bezüglich der besonderen Bedürfnisse der Mini¬
sterien auf die vom preutzischeu Ministerpräsidenten wiederholt
zum Ausdruck gebrachten Klagen hingewiesen, wie schwer eS
sei , für eine Tätigkeit i „ den Ministerien geeignete Beamte
nach Berlin zu ziehen ; die teuere Lebensführung in der
Großstadt und die gesundheitlichen Gefahren eines besonders
angestrengten und unregelmähigen Dienstes lassen viele
Beamte geringer eiugestnften Stellen außerhalb der Zen¬
trale den Vorzug geben .

"

e) Stellenzulagen
Hierüber verbreitet sich die Begründung in folgenden Aus¬

führungen :
„Bei den Beamtengattungen , bei denen sich in besonderem

Umfange Dienstposten mit schwierigeren Leistungen und grö-
tzerer Verantwortung aus der Allgemeinheit herausheben ,
erscheint es zweckmäßig , ein« bestimmte Anzahl von Stellen
mit einer ruhegehaltsfähigen Zulage (Stellenzulage ) auc -
zustatteu . Dadurch soll den Beamten auch ein Ansporn zu
besonderen Leistungen und ein Ersatz dafür geboten werde» ,
datz sie in vielen Fällen trotz Eignung eine von den verhält -
nismätzig wenigen Spihenstelleu nicht erreichen können.
Für diese Matznahmen kommen hauptsächlich die Laufbahnen
der höheren Beamten (Besoldungsgruppe A 2 b) , der Be¬
amten des schwierigen BürodienstrS l Besoldungsgruppe A4 bl
und der Beamten der Schaffnerlaufbahn (Besoldungsgruppe
A 11 ) in Betracht . In der Besoldungsgruppe A 10 sind solche
Zulagen für Handwerker, für Mjnisterialoberbotenmeister
und für Ministerialhausinspektoren vorgesehen. . Auch in
anderen Besoldungsgruppen erscheinen sie für Beamte , die
sich sachlich herausheben , ohne Latz Anlah zur Bildung einer
besonderen Besoldungsgruppe besteht. AuönahmölvAse dient
die Stellenzulage zur Abgeltung ■ bisheriger persönliche
Höherstufungen , soweit nicht i» solchen Fällen wiederum die
persönliche Einreihung in eine höhere Besoldungsgruppe in
Frage kommt. Die mit der ,/schlüffetung " gemachten Er¬
fahrungen lassen es in der Regel nicht angegeigt erscheinen,
für die Zahl dieser ruhegehaltsfähigen Zulagen eine be¬
stimmte Quote in Aussicht zu nehmen ; die Festsetzung der
Zahl wird dem Reichshaushaltsplane — bei der Deutschen
Reichspost dem „Voranschläge" — zu überlasse» sein, wobei
man sich streng an die Erfordernisse des sachlichen Bedürf¬
nisses wird halten müssen . :

DaS System der Stellenzulagen bietet dem Beckmten ge¬
genüber dem System der Bildung besonderer Besoldungs¬
gruppen für die Beförderungsstellen keinen Nachteil, da ja
die Zulagen ruhegehaltsfähig und unwiderruflich sind, wohl
aber zwei Erhebliche Vorteile : einerseits wird der Beamte
nicht, wie seither, bei der Beförderung in seinem Besoldungs¬
dienstalter verkürzt , anderseits bekommt er den ganzen
geldlichen Besörderungsvorteil , der sich bisher erst bei Errei¬
chung des Endgehalts der Beförderungsgruppe voll aus¬
wirkte, mit einem Schlage schon bei der Beförderung .

"

Weitrrgeltung der Bestimmungen über die Wartezeit in der
Erwerbslasensürsorge

Ter Reichsarbeitsminister hat angeordnet , datz die bishe¬
rigen Bestimmungen über die Wartezeit in der Erwerbs¬
losenfürsorge (fast im ganzen Deutschen Reiche auf drei
Tage abgekürzt ) ,

' wie auch die über Kurzarbeiterfürsorge »
über den 1 . Oktober hinaus in Geltung bleibe» .

Der Beamtenabba « in Pole «
Wie der „Przeglad Poranny " meidet, haben sämtliche Ämter

des Finanzministeriums sowie die Büonopole ein Rund«
schrecken erhalten , in dem es heißt, datz sogleich Anträge über
einen Beamtenabbau einzureichen seien, der nicht niedriger

als 10 Prozent des Gesämtetats sein soll.

Was der Beamte für Familie u. Haushalt benötigt
Riegen & Matthes Nachf .

INHABER : ALB . NIEGEL & RICHARD BECKER [564
Kaiserstraße 186 Am Kaiserplatz Fernruf 1783

Tapeten - Spezialhaus
Reiche Auswahl in geschmackvollen Mustern -jeder Preislage
Ftir das vornehme Heim : Tekko , Velour ! StIHapeten

Möbel Speisezimmer
Herrenzimmer
Schlafzimmer
Küchen 672
einzelne MShelstOekem bekannt großer Auswahl im Möbelhaus

JSÜL24 JH ^ e > nheimer
Narferuhe

ia

Karlsruher
Lehensversicherungsbank

A . - G .
Versicherungsbestand Frühjahr 1927

mehr als 330 Millionen Mark

Schlafzimmer • Speisezimmer
Herrenzimmer • Küchen • Einzelmöbel

empfiehlt zu billigsten Preisen © .759 '

Möbelhaus Jos . Kirrmann
Herrenstraße 40 KARLSRUHE Herrenstraße 40

TRIUMPH
die zuverlässigste und beste
SCH REIBMASCHINE

von Behörden u . Bürgermeisterämtern
bevorzugt . Zvl -Of 1

Georg JMLappes
Karlsruhe

Telephon 2264 Karlfriedricht
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